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Weniger direkte Treffer bei aller Vorsicht im um-
gang mit den daten lässt sich infolge des strukturwan-
dels ein sich verschlechterndes Passungsverhältnis zwi-
schen individuen und gelegenheitsstrukturen
feststellen. es ist dabei nicht verwunderlich, dass der
Wandel bei den engagierten Menschen sehr schnell
vonstatten geht und für das ehrenamt spürbare folgen
entfaltet. Von einer generation zur nächsten kann die
selbstverpflichtung zum ehrenamt rapide nachlassen.
gleichzeitig können sich die Zeitressourcen durch einen
veränderten berufsalltag oder veränderte familienbil-
der verringern. 
auf der anderen seite findet ein Wandel auf der ebene
der organisationen statt, innerhalb derer in der regel
ehrenamtliches engagement realisiert wird - allerdings
langsamer und weniger dynamisch. einerseits ist diese
behäbigkeit in der logik von organisationen festge-
schrieben, da sie mit einer gewissen robustheit auf
Veränderungen in ihrem umfeld reagieren und sich auf
diese Weise gegen äußere einflüsse absichern. die ge-
fahr besteht darin, den Zeitpunkt notwendiger anpas-
sungen für eine langfristig funktionsfähige organisati-
onsstruktur und -kultur zu verpassen. 
andererseits sind ehrenamtlich dominierte organisa-
tionen von einer gewissen ungleichzeitigkeit geprägt.
da die ehrenamtlich engagierten in der regel etwas äl-
ter sind, entstammen sie häufig generationen, auf die
sich der strukturwandel nicht so stark auswirkt, wäh-
rend er sich im umfeld der organisation schon bahn
bricht. 
daher müssten organisationen mit ehrenamtlichem
engagement ihre angebote sowohl verändern, um en-
gagierte neuer generationen anzulocken, als auch sta-
bil halten, um die „etablierten ehrenamtlichen“ wei-
terhin zu binden. die Herausforderung ist damit
erheblich.

Erkennbar mehr Vielfalt Positiv gesprochen ist von
einer Pluralisierung der Passungsverhältnisse auszu-
gehen, auf die sich die organisationen einstellen müs-
sen. sie müssen sich auf unterschiedliche lebenswel-
ten, aber auch auf unterschiedliche typen von
engagierten einrichten und diese als mögliche leis-
tungsträger*innen in ihrer organisation im blick haben.
ein beispiel: Kinder zu bekommen ist nicht nur wegen
schwindender Zeitressourcen engagementrelevant,
sondern auch wegen möglicher Verschiebung der Mo-
tivation oder des inhaltlichen interesses. 
gleichzeitig macht die ressourcenausstattung - Vorer-
fahrung im engagement, engagiertes umfeld, finan-
zielle sicherheit - den Wiedereinstieg ins engagement
mehr oder weniger wahrscheinlich. die Passung lässt
sich somit nicht an einfachen differenzen wie jung und
alt abbilden. Vielmehr ergibt sich eine komplexe Ver-
schränkung unterschiedlicher faktoren mit der indivi-
duellen biografischen situation. diese zu benennen ist
aufgabe der Wissenschaft, sie zu berücksichtigen auf-
gabe von Politik und Zivilgesellschaft. ◼

ch begrüße sie recht herzlich zu der 44. sitzung des
Hauptausschusses unseres Verbandes. Wir dürfen

nun zum dritten Mal im wunderschönen soest zu
gast sein. dieses Jahr wollen wir uns schwerpunkt-
mäßig mit zwei sehr aktuellen themen beschäfti-
gen, der digitalisierung und der Mobilität der Zu-
kunft.
Zunächst ein paar Worte zur Digitalisierung. bei
dem Veränderungsprozess, den die Kommunen be-
reits gestartet haben, geht es um nichts weniger als
die komplette digitalisierung des rathauses, aber
auch des lebens in unseren städten und gemeinden
insgesamt.
das schlagwort hierfür heißt: smart Cities. da alle
lebensbereiche betroffen sind, müssen alle akteure
in der stadt frühzeitig miteinbezogen werden. da-
mit meine ich die bürger, die Wirtschaft, die stadt-
gesellschaft, die Wissenschaft und die Politik. es
muss gelingen, in der ganzen stadt ein „Wir-gefühl“
und eine aufbruchsstimmung zu erzeugen. 
insgesamt fünf Modellregionen, jeweils mit einer
sogenannten leitkommune an der spitze, sollen di-
gitale lösungen entwickeln, die auf alle Kommunen
übertragbar sind. das land fördert dieses Projekt bis
ende 2021 mit insgesamt 91 Mio. euro. Weil es nur

Auszüge aus der Rede von StGB NRW-Präsident 
Bürgermeister Roland Schäfer vor dem Hauptausschuss 
am 20. März 2019 in der Stadthalle Soest 

„Strukturelle Stärkung des
ländlichen Raums nötig“

I
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fünf leitkommunen sind, ist es umso wichtiger, dass
deren strahlkraft sich auf alle Kommunen und das
ganze land entfaltet. es muss deshalb unser Ziel
sein, erfolgreiche Projekte zeitnah auf andere Kom-
munen zu übertragen. 
schon während der Modellprojektphase müssen al-
le Kommunen fortlaufend über die entwicklungs-
schritte informiert werden, um unnötige doppelar-
beit zu vermeiden. inzwischen hat das land, unserer
forderung folgend, für diesen Wissenstransfer den
Kdn als dachverband der kommunalen it-dienst-
leister beauftragt.
das thema digitalisierung betrifft aber nicht nur die
Kernverwaltung im engeren sinne, sondern es muss
darüber hinaus auch ein digitales umfeld in den be-
reichen stadtentwicklung, bauen, Mobilität, bil-
dung und Wirtschaft geschaffen werden. 
lassen sie mich hier nur kurz die beiden themen 
digitale Bildung und digitales Bauen herausgreifen.
es wird in naher Zukunft selbstverständlich sein,
dass die Kinder in den schulklassen ihre aufgaben
mit dem tablet bearbeiten und hierzu auch inhalte
aus dem internet recherchieren. Wenn man sich nun
die größenordnung von mittleren schulen mit
schon mehreren hundert schülerinnen und schü-
lern vorstellt, wird deutlich, welches datenvolumen
hier nötig sein wird.
aktuell verfügt jedoch nicht einmal jede fünfte der
5.700 schulen in nrW über einen glasfaseran-
schluss. somit ist allen klar: die schuldigitalisierung
wird die öffentliche Hand in nrW Milliarden kosten.
erhebliche summen werden dabei nicht nur einma-
lig für investive Maßnahmen, sondern dauerhaft an-
fallen. ich denke hierbei vor allem an die monatlich
anfallenden anschlussgebühren, die Kosten für it-
Personal, neue lizenzen sowie die ersatzbeschaffung.
deshalb muss sich auch das land massiv an den Kos-

ten der digitalisierung der schulen - insbesondere an
den laufenden Kosten - beteiligen. 
auch im bereich Bauen schreitet die digitalisierung
unaufhaltsam voran. bauaufsichtsämter können
schon jetzt freiwillig it-gestützte genehmigungsver-
fahren durchführen. einige Kreise und städte sind
hier schon weit vorangeschritten. allerdings bietet
die Mehrheit der bauaufsichtsämter noch keine digi-
talen baugenehmigungsverfahren an, die auch bau-
herren und entwurfsverfasser einbeziehen. deshalb
begrüßen wir den Plan der landesregierung, für die
bauaufsichtsbehörden einen standardprozess zu er-
arbeiten. 
eines aber haben alle bereiche der digitalisierung,
egal ob Kernverwaltung, schule oder Verkehr, jedoch
gemeinsam: sie setzen eine leistungsfähige und flä-
chendeckende breitbandinfrastruktur voraus. in
nrW verfügen zurzeit zwar rund 90 Prozent der
Haushalte über einen breitbandan-
schluss von mind. 50 Mbit/s. diese auf
den ersten blick guten Zahlen, relativie-
ren sich aber wieder, wenn man sich die
Versorgung in der fläche anschaut. denn
viele orte im ländlichen bereich sind nach
wie vor vom schnellen internet abgekop-
pelt. 
deshalb sind dringend neue förderpro-
gramme des bundes und des landes für
den flächendeckenden glasfaserausbau
notwendig. Wichtig ist dabei, dass die
förderung nicht auf die gebiete mit einer
aktuellen Versorgung von weniger als 30
Mbit/s beschränkt bleibt.
durch die digitalisierung wird sich auch
die Mobilität dramatisch wandeln. schon
in wenigen Jahren wird z. b. das autonome fahren
alltag sein. aber neben der digitalisierung der Mobi-
lität müssen wir vor dem Hintergrund drohender die-
selfahrverbote und dem täglichen Verkehrsinfarkt
auch die frage beantworten, wie die Mobilität
grundlegend neu gestaltet werden kann. ein zen-
traler ansatz ist hierbei, die stadt insgesamt, d. h.
mitsamt ihren straßen, Wegen, Plätzen und grün-
flächen, als lebens- und bewegungsraum zurück-
zuerobern. 
die realität ist hiervon noch weit entfernt. der Kfz-
Verkehr nimmt immer noch einen großteil des öf-
fentlichen raums ein - 61 Mio. nutzfahrzeuge sind
gegenwärtig auf unseren straßen unterwegs. der
Platz für einen ausbau des fuß- und radverkehrs
fehlt. ebenso für grün- und bewegungsflächen. es
mangelt schlichtweg an erweiterbaren flächen.
deshalb brauchen wir eine echte Mobilitätswende -
eine Mobilität, die das auto nach wie vor als wichti-
gen Verkehrsträger mit einbezieht, aber nicht in den
Vordergrund stellt. Voraussetzung hierfür ist die um-
gestaltung der klassischen straße in eine neue, urba-
ne gestaltform, die vielfältige nutzungen zulässt und

Präsident Roland Schäfer:
Finanzierung von Asyl und
Integration weiterhin 
ungeklärt

Auf seiner 44. Sitzung
am 20. und 21. März
2019 in Soest beschäf-
tigte sich der StGB
NRW-Hauptausschuss
schwerpunktmäßig
mit Digitalisierung
und Mobilität
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neue anreize für die nahmobilität setzt. dazu gehört
auch der bau von radschnellwegen - für Pendler mit
klassischem fahrrad oder e-bikes. natürlich sind in
diesem Zusammenhang auch ausbau und neuge-
staltung des ÖPnV unverzichtbar. 
neben den beiden Hauptthemen unserer tagung gibt
es aber natürlich noch weitere bedeutsame kommu-
nale themen. lassen sie mich mit dem bereich Asyl
beginnen. Während dieses thema unseren letzten
Hauptausschuss hier in soest im Jahre 2016 noch do-
miniert hat, sind die Zugangszahlen bei den flücht-
lingen inzwischen rückläufig. so sind im Jahre 2018
rund 186.000 asylanträge in deutschland gestellt
worden. trotzt dieses trends haben wir aber noch
drei große baustellen:

•  die integration der anerkannten flüchtlinge
•  die anpassung der flüag-Pauschale 
•  die rückführung und finanzierung der 

abgelehnten asylbewerber

bei der finanzierung der integrationskosten konnten
wir nach langen und harten Verhandlungen mit dem
land einen großen durchbruch erreichen. die inte-
grationspauschale des bundes in Höhe von 432,8 Mio.
euro wird 2019 erstmals in voller Höhe an die Kom-
munen weitergeleitet. 
der bund hat die integrationspauschale bisher je-
doch leider nur für das Jahr 2019 beschlossen. die
Kommunen sind aber darauf angewiesen, die dauer-
aufgabe der integration auch verlässlich in der Zu-
kunft finanziert zu bekommen. deshalb muss der
bund hier genauso wie bei den anderen flüchtlings-
bedingten Kosten schnell Klarheit schaffen. 
die Überlegungen des bundes, die bisherige finan-
zierung der Kosten für asylbewerber, der integrati-
onspauschale und der flüchtlingsbedingten Kosten
der unterkunft in einer gesamtpauschale von 16.000
euro für fünf Jahre pro anerkanntem flüchtling auf-
gehen zu lassen und danach gar
nichts mehr zu zahlen, lehnen wir
strikt ab. denn damit würde sich der
bund mittelfristig komplett aus der fi-
nanzierung der integration und der
anerkannten flüchtlinge zurückzie-
hen und das Kostenrisiko komplett
den Kommunen aufbürden. 
beim thema flüag-Pauschale ist es
leider noch zu keiner lösung mit dem
land gekommen. Wie sie wissen, hat-
ten wir bereits mit der rot-grünen
landesregierung eine ist-Kosten-er-
hebung vereinbart. die ergebnisse
liegen nun seit september letzten
Jahres vor. dem gutachten nach be-
laufen sich die Kosten pro asylbewer-
ber auf mindestens 12.900 euro pro
Jahr. das land muss deshalb die der-

zeitige Pauschale von 10.392 euro deutlich aufstocken
und zwar rückwirkend ab dem 01.01.2018. 
Zudem müssen die Kosten abgedeckt werden, die für
geduldete und ausreisepflichtige bis zur tatsächli-
chen ausreise anfallen. Hier haben wir es mit einem
sprengsatz für die kommunalen Haushalte zu tun.
im Moment gibt es in nrW rund 52.000 geduldete
und ausreisepflichtige asylbewerber, die mit kommu-
nalen Mitteln finanziert werden. das kostet die Kom-
munen rund 700 Mio. euro jährlich.
einen großen Verhandlungserfolg konnten wir an-
fang Januar bei der KiBiz-Reform erzielen. Wie sie
wissen, ist das Kibiz seit seinem inkrafttreten unter-
finanziert und wird seit 2016 nur durch verschiedene
rettungspakete am leben gehalten. 
am 8. Januar 2019 haben die kommunalen spitzen-
verbände und Minister dr. stamp nach langen und
teils schwierigen Verhandlungen nun endlich eine
Vereinbarung zur reform des Kibiz geschlossen. sie
ist die grundlage für das jetzt zu erarbeitende gesetz,
das zum Kindergartenjahr 2020/2021 in Kraft treten
soll. folgende Kernpunkte wurden vereinbart:

•  erhöhung der Kindpauschalen um 750 Mio. euro
•  eine auskömmliche dynamisierungsklausel
•  absenkung des kommunalen trägeranteils um

sechs Prozent
•  100 Mio. euro für eine Verbesserung der randzeit-

betreuung 
•  förderung aller neu zu schaffenden Kita-Plätze

Mit den zusätzlichen 750 Mio. euro pro Jahr wird ei-
ne auskömmliche finanzierung der Kindertagesbe-

Beim festlichen Abendessen bot sich die Gelegenheit zu zwanglosen Gesprächen außerhalb
des Protokolls (v.links): StGB NRW-Präsident Roland Schäfer, SVWL-Präsidentin Prof. Dr.
Liane Buchholz, OB Thomas Hunsteger-Petermann, NRW-Justizminister Peter Biesenbach, 
1. Vizepräsident Dr. Eckhard Ruthemeyer, HGF Dr. Bernd Jürgen Schneider (beide StGB NRW),
LKT NRW-Präsident Thomas Hendele sowie FDP-MdL Christoph Rasche (verdeckt)

1. Vizepräsident 
Dr. Eckhard Ruthemeyer
hieß die Delegierten als
Bürgermeister der 
gastgebenden Stadt
Soest willkommen

StGrat_5_19_aktuell.qxp_Layout 1  23.04.19  12:59  Seite 36



stÄdte- und geMeinderat 5/20�9    37

treuung sichergestellt und alle träger in die lage
versetzt, die Qualität der Kindertagesbetreuung
tatsächlich zu verbessern. diese Mittel werden je-
weils zur Hälfte vom land und den Kommunen ge-
tragen. eine alternative hierzu hat es nicht gege-
ben, da die landesregierung ohne eine
Vereinbarung die finanzierungslücke per gesetz
geschlossen hätte. und dann wäre es für die Kom-
munen deutlich teurer geworden. 
besonders begrüßenswert ist die absenkung des
trägeranteils für kommunale tageseinrichtungen
um 6 Prozentpunkte. dieser ist mit aktuell 21 Pro-
zent gegenüber dem kirchlichen trägeranteil von
12 Prozent sehr hoch, so dass gerade Kommunen
mit eigenen tageseinrichtungen besonders belas-
tet sind. 
in den Verhandlungen hat vor allem unser Verband
für ausreichende investitionsmittel für den Kita-
ausbau gekämpft. diese brauchen wir dringend, um
in den nächsten Jahren den durch die ansteigenden
geburtenraten und den flüchtlingszuzug stark stei-
genden bedarf decken zu können. bereits in den letz-
ten Jahren wurden rund 160 Mio. euro pro Jahr ver-
baut, so dass wir für die Zukunft von rund 200 Mio.
euro pro Jahr ausgehen. Hier konnten wir erreichen,
dass in den nächsten Jahren jeder neu zu schaffende
Platz vom land gefördert wird. 
lassen sie mich zum schluss noch drei wichtige
themen ansprechen, die aktuell in berlin auf der
agenda stehen: die grundsteuerreform, die Kom-
mission „gleichwertige lebensverhältnisse“ und
der Kohleausstieg. Wie sie alle wissen, muss die
Grundsteuerreform noch dieses Jahr in berlin ab-
schließend beschlossen werden, um diese wichtige
steuer für die Kommunen zu erhalten. 
bekanntermaßen liegen inzwischen eckpunkte von
bund und ländern vor, wonach es ein wertabhängi-
ges Modell mit den Komponenten bodenrichtwert,
durchschnittliche netto-Kaltmiete und baujahr ge-

ben soll. grundsätzlich begrüßen wir ein wertabhän-
giges Modell, da nur ein solches Modell den Vorga-
ben des bundesverfassungsgerichts entspricht. al-
lerdings muss es so ausgestaltet werden, dass eine
neubewertung der bundesweit 35 Mio. grundstücke
durch die 6.000 finanzämter bis spätestens ende
2024 verlässlich umsetzbar ist. 

bereits seit september letzten Jahres tagt die von
der bundesregierung eingesetzte Kommission
„Gleichwertige Lebensverhältnisse“. ihr Ziel ist es,
Chancengleichheit für alle bürgerinnen und bürger
zu schaffen, egal wo sie leben. dieses Vorhaben der
bundesregierung ist ein überfälliger schritt. denn zu
viel entwickelt sich derzeit auseinander. 
eine der Hauptaufgaben der Kommission muss die
strukturelle stärkung des ländlichen raums sein,
um die anhaltende abwanderung der bevölkerung
in die ballungsgebiete zu stoppen. dabei geht es
vor allem um die frage, wie man öffentliche ange-
bote verbessern kann. stimmt der Mix aus Kinder-
betreuung und bildung, ÖPnV, gesundheitsversor-
gung, Kultur, sport- und freizeitmöglichkeiten,
arbeitsplätzen und erschwinglichem Wohnraum,
bleiben die Menschen nicht nur im ländlichen be-
reich wohnen, sondern es ziehen sogar junge fa-
milien dorthin.
Während die Kommission „gleichwertige lebensver-
hältnisse“ noch tagt, hat die Kommission „Wachs-
tum, strukturwandel und beschäftigung“, besser 
bekannt als „Kohle-Kommission“, bereits ihren ab-
schlussbericht vorgelegt. demnach soll deutschland
bis 2038 aus der Kohleverstromung aussteigen. da-
für sollen bereits bis 2022 rund 3 gigawatt braun-
kohlekapazität vom netz genommen werden.
das rheinische revier wird zur größten transforma-
tionsbaustelle in europa. Hierbei geht es um den er-
satz tausender arbeitsplätze aber auch um die
grundlegenden Veränderungen der Wirtschafts- und
sozialstrukturen. dabei muss die nachnutzung rie-
siger industrieflächen, der rückbau von Kraftwerken
und die umnutzung der tagebauflächen organisiert
werden. 
der abschlussbericht sieht zur bewältigung dieser
Herausforderungen ein ganzes Maßnahmenbündel
vor. Zentrale Vorschläge sind der ausbau der Ver-
kehrs- und digitalen infrastruktur, vereinfachte Pla-
nungsvorhaben, die verstärkte ansiedlung von be-
hörden in der region sowie der erhalt und die
fortentwicklung von industrie und mittelständi-
schen unternehmen. Hierfür sollen die betroffenen
bundesländer 40 Mrd. euro vom bund bekommen -
auf nrW sollen davon circa 15 Mrd. euro entfallen. 
Mit diesem Megathema wird sich der Verband in den
kommenden Monaten schwerpunktmäßig befassen
und ein forderungspapier entwickeln, um die beson-
deren bedürfnisse des rheinischen reviers gegen-
über bund und land zu vertreten. ◼

Auf der Begleitausstellung
im Foyer der Soester 

Stadthalle informierte die 
Helaba über Produkte und

Dienstleistungen
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as thema digitalisierung stand im Mittelpunkt
des ersten tages beim stgb nrW-Hauptaus-

schuss am 20. März 2019 in der stadthalle soest. in
seinem eingangsreferat betonte ChristophDammer-
mann, staatssekretär im nrW-Ministerium für Wirt-
schaft, innovation, digitalisierung und energie, die
anforderungen der digitalisierung seien entschei-
dend gewesen beim neuzuschnitt des Ministeriums
nach dem regierungswechsel.
getrieben werde diese entwicklung durch die erwar-
tung der bürgerinnen und bürger, alles vom heimi-
schen sofa aus steuern zu können. ein nadelöhr bilde
derzeit noch die digitale infrastruktur, die schnelles
internet noch nicht flächendeckend möglich mache.
für die digitale Verwaltung müssten rasch allgemein
anwendbare lösungen entwickelt werden. dabei set-
ze die nrW-landesregierung auf ein netzwerk digi-
taler Modellkommunen.
nach wie vor - so dammermann - sei die frage der
authentifizierung ein Hemmschuh bei der imple-
mentierung von e-government. da sich der neue

Bei der Podiumsdiskussion Digitalisierung auf dem 
StGB NRW-Hauptausschuss zeigte sich, dass Kommunen
trotz unzureichender Datennetze bereits viele Projekte 
in Angriff nehmen

Gespannter Blick auf die
Modellregionen

Bei der Podiums-
diskussion zum 
Thema Digitalisierung
kam auch Skepsis 
gegenüber Zielen und 
Realisierungschancen
zutage

D

Personalausweis mit seiner elektronischen identi-
tätsfunktion nicht durchgesetzt habe, müssten
rasch mobile Konzepte unter einbindung von
smartphones entwickelt werden. ein Problem stelle
der datenschutz beim austausch sensibler bürger-
daten zwischen unterschiedlichen behörden dar.
aber auch hierfür gebe es außerhalb deutschlands
praktikable lösungen. 
bürgermeister Michael Dreier aus der stadt Pader-
born gab einen einblick, wie seine stadt die rolle als
leitkommune in der digitalen Modellregion oWl aus-
gestalte. Wichtig sei dabei die enge Zusammenarbeit
mit der örtlichen Wirtschaft, der universität sowie
dem gesamten bildungssektor. es gelte jedoch auch,

bei der digitalisierung
die rund 2.500 beschäf-
tigten der stadt Pader-
born mitzunehmen.
daher habe er für die
steuerung dieses Pro-
zesses eine stabstelle
direkt beim bürger-
meisterbüro eingerich-
tet.
um auch die bürger-
schaft einzubeziehen,
habe man im neu ein-
gerichteten Heinz nix-
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Paderborns Bürger-
meister Michael Dreier
stellte die digitale 
Modellregion OWL vor

dorf forum einen bürgerdialog veranstaltet. Zudem
werde man beim neubau des stadthauses von an-
fang an ein medienbruchfreies Verwaltungssystem
installieren. „Man muss auch einmal mutig sein und
dinge entscheiden“, betonte dreier. für die digitalen
Modellregionen würden in drei Jahren insgesamt 91
Mio. euro bereitgestellt. teil des Modellprojektes sei
unter anderem die einrichtung einer open data-
Plattform, von der Vereine, unternehmen und start-
ups profitieren könnten.
substanziellen fortschritt erwarte man von der di-
gitalisierung vor allem in den bereichen Mobilität,
gesundheit sowie bildung. bereits heute gebe es in
den Paderborner schulen überall elektronische
schultafeln, und jede lehrkraft sei mit einem tab-
let-PC ausgestattet. bei großveranstaltungen oder
bei Katastrophen könne wiederum durch einsatz in-
telligenter drohnen das sicherheitsniveau erhöht
werden.
den bericht seines Kollegen ergänzte Dr. Eckhard
Ruthemeyer, bürgermeister der stadt soest, mit ei-
nem Überblick über die aktivitäten seiner stadt als
weitere Modellkommune. so plane man in enger
Zusammenarbeit mit der stadt lippstadt und dem
Kreis soest eine digitale Plattform für die grund-
schulen, wo bereits Kinder grundzüge des Program-
mierens lernen sollen. 
im bereich ÖPnV arbeite man an einem ticketlosen
abrechnungssystem. auch der bereich gesund-
heit/Pflege sowie die erwachsenenbildung würden
für die digitalisierung geöffnet. letztlich erhoffe
man sich angesichts des fachkräftemangels von der
digitalisierung auch bessere Chancen bei der Per-
sonalgewinnung.
in der nachfolgenden Podiumsdiskussion, mode-
riert von Wdr-Hörfunkjournalist Michael brocker,
kam durchaus skepsis gegenüber den Zielen und
realisierungschancen der digitalisierung zutage.
bürgermeister Heinz Öhmann aus der stadt Coes-
feld wies darauf hin, dass es für Mittelstädte
schwierig sei, investoren für den ausbau der glas-
faser-datennetze zu finden. 
staatssekretär dammermann bestätigte, solange
nach eu-recht staatliche unterstützung nur bis zu
einem ausbau von 30 Megabit pro sekunde Über-
tragungsgeschwindigkeit zulässig sei, komme man
beim glasfaserausbau nicht voran. dennoch verfol-
ge die landesregierung das Ziel, schulen und ge-
werbegebiete landesweit bis 2022 an leistungsfä-
hige datennetze anzuschließen.
auf die ethische seite der digitalisierung machte
Claus Hamacher, beigeordneter für schule, Kultur
und sport beim stgb nrW, aufmerksam. es stelle
sich die frage, ob man wirklich alles tun solle, was
technisch möglich sei. dazu ergänzte bürgermeis-
ter dreier, in Paderborn habe man über dieses the-
ma in einer sozialkonferenz intensive diskussionen
geführt. nun wolle man gemeinsam mit der theo-

logischen fakultät der Pader-
borner universität einen ethik-
rat ins leben rufen.
Mehrere Hauptausschussmit-
glieder äußerten Zweifel, ob die
vielen Modellprojekte über-
haupt erfolgreich abzuschlie-
ßen seien und ob man sich mit
einer digitalisierten lebenswelt
nicht in eine gefährliche abhän-
gigkeit von der stromversor-
gung begebe. Verwirrend sei
auch das nebeneinander ähnli-
cher Modellversuche zur selben
aufgabenstellung, etwa bei der
digitalen baugenehmigung. 
Wie sich digitalisierung in klei-
nen Kommunen praktisch vollzieht, schilderte
Claus Jacobi, bürgermeister der stadt gevelsberg.
Zunächst hätte man sich ein transparenteres aus-
wahlverfahren der Modellstädte und -regionen ge-
wünscht. nun müsse rasch offengelegt werden,
welche neuentwicklungen der Modellkommunen
flächendeckend umzusetzen seien. 
ansonsten erfordere digitalisierung gute inter-
kommunale Kooperation - so beispielsweise bei der
einführung der elektronischen akte, wo man die
stadt Witten als Pilotkommune ausgewählt habe.
freilich kämpfe man auf der it-seite immer noch
mit solch einfachen Herausforderungen wie Cyber-
sicherheit, datenschutz und mangelnder leis-
tungsfähigkeit der datennetze. das letztere Pro-
blem werde bei den schulen vorübergehend durch
richtfunkverbindungen gelöst. 
Weil man qualifiziertes it-Personal - so Jacobi -
kaum mehr bezahlen könne, müsse immer mehr
nach außen verlagert werden. Vom land wünsche
man sich klare Hinweise, wie man bei der einfüh-
rung von e-government rechtssicher vorgehen kön-
ne. (mle)

SVWL-Präsidentin 
Prof. Dr. Liane Buchholz

gab beim festlichen
Abendessen einen 

Einblick in die Lage der 
westfälisch-lippischen

Sparkassen
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Bei der Podiumsdiskussion Mobilität auf dem StGB NRW-Hauptausschuss
in Soest wurden als Hauptprobleme das Festhalten am eigenen Auto
sowie Mängel des ÖPNV benannt

Wie das Gedränge entzerren?

m zweiten tag diskutierte der stgb nrW-
Hauptausschuss über neue formen der Mobili-

tät und ihre implementierung durch städte und ge-
meinden. nrW-Verkehrsminister Hendrik Wüst
betonte in seinem eingangsstatement, die nrW-lan-
desregierung stehe positiv zur Verkehrswende, wolle
diese aber nicht per Zwang durchsetzen. für neue Mo-
bilität entscheidend seien die säulen infrastruktur
und digitalisierung/Vernetzung. 
bekanntlich - so Wüst - seien straßen, brücken und
Wege vielfach in schlechtem Zustand, und es müssten
rund 50 Mrd. euro in die Verkehrsinfrastruktur von
nrW investiert werden. Jedoch würden fördergelder
für straßenerneuerung vielfach nicht abgerufen.
beim land jedenfalls werde man die Planungskapazi-
täten personell und finanziell aufstocken, um die sa-
nierung der Verkehrswege zu beschleunigen. 
dies führe unvermeidlich zu mehr baustellen auf den
straßen. durch bessere Koordination wolle man die
unannehmlichkeiten für die Verkehrsteilnehmenden
möglichst gering halten. neue Mobilität im Öffentli-
chen nahverkehr müsse bedeuten, dass man künftig
die gesamte Wegstrecke auf einmal buchen und mit
einem ticket bezahlen könne. Perspektivisch müsse
selbst dies von einer automatischen abrechnung nach
streckenkilometern und fahrzeit abgelöst werden.

bei jungen Menschen zeichne sich eine trendwende
ab, was den drang nach einem eigenen auto ange-
he. Jedoch könne Carsharing, besonders im ländli-
chen raum, noch nicht das bedürfnis
nach individueller Mobilität be-
friedigen. Wolle man den Wechsel
zwischen den Verkehrsmitteln er-
leichtern, müssten auch die umstei-
gepunkte und bahnhöfe attraktiver
werden. 
Über trends und Perspektiven der
Mobilität sprach der Kölner Verkehrs-
planer Franz Linder. er wies auf den
Wandel des lebensstils hin, der durch
häufige brüche und stetige umorien-
tierung gekennzeichnet sei. daraus
entstünden neue anforderungen an
die Mobilität. 
auf der anderen seite nehme das 
gesundheitsbewusstsein zu. dabei
spiele vor allem die bewegung zu
fuß gehen oder per fahrrad eine he-
rausragende rolle. daraus erwachse die frage, wel-
che rolle das auto - vor allem das im persönlichen
eigentum - künftig spielen werde. Man dürfe je-
doch die beziehung zwischen Mensch und auto
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Im Zentrum der 
Podiumsdiskussion

über Mobilität stand
die Frage, wie man 
Autobesitzende zur

Nutzung alternativer
Verkehrsmittel 

bewegen könnte

Verkehrsminister 
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nicht unterschätzen, da sich die Menschen nicht ra-
tional verhielten. alternativen zum individuellen
fahrzeugbesitz wie etwa Carsharing hätten sich noch
längst nicht durchgesetzt.
eine lösung für das Problem des überbordenden in-
dividualverkehrs biete nur die aufwertung der nah-
mobilität. das zu fuß gehen und fahrrad fahren müs-
se in den städten wieder zur basismobilität werden
und 60 Prozent der Wege abdecken. dazu müsse das
radwegenetz massiv ausgebaut werden. Ziel sei eine
gesunde und grüne stadt, in der sich die Menschen
gerne aufhalten und mit Muskelkraft fortbewegen. 
in der Podiumsdiskussion, ebenfalls moderiert von
Wdr-Hörfunkjournalist Michael brocker, stellte sich
Dr. Alexander Berger, bürgermeister der stadt ah-
len/Westfalen, hinter die thesen von franz linder. in
seiner stadt sei ein radverkehrskonzept entwickelt
und ein Mobilitätsmanager eingestellt worden. auf
dem Weg zu einer Praxis, dass alle Verkehrsteilneh-
mende dieselbe fläche nutzen - der sogenannte sha-
red space -, gelte es viele Ängste und skepsis zu über-
winden. durch eine intelligente ampelschaltung
habe man jedoch den Verkehr trotz eines höheren
fahrradanteils flüssiger machen können. 
auf die förderung alternativer antriebe kam der sPd-
landtagsabgeordnete Hans-Willi Körfges zu spre-
chen. sogenannte blaue routen seien zwar vielerorts
akzeptiert, man könne aber nicht überall sonderspu-
ren für elektroautos einrichten. insgesamt sei es sinn-
voll, die aus ökologischer sicht vernünftig Handeln-
den zu privilegieren. eine reglementierung der
großen Mehrheit durch Verbote sei jedoch nicht sinn-
voll.
Verkehrsminister Wüst warnte vor dem undifferen-
zierten anlegen sogenannter umweltspuren. dies
führe besonders in städten mit großem einpendel-
verkehr zu rückstau und Chaos. Verkehrsplaner lin-
der hielt dem entgegen, massive Kommunikation
und Kampagnen hätten wenig Wirkung. sinnvoller
sei es, über die infrastruktur anreize zu neuer Mobili-
tät zu setzen. daher trete er für Vorrangnetze wie bei-
spielsweise fahrradschnellwege ein. 
breiten raum in der diskussion nahmen organisati-
onform und Praxis des öffentlichen nahverkehrs in
nordrhein-Westfalen ein. bürger-
meister dr. berger verwies auf ah-
lens luxemburgische Partnerstadt
differdingen, wo man den elektro-
bus für einen euro pro tag nutzen
könne. diese Maßnahme sei je-
doch bei seinem örtlichen Ver-
kehrsverbund nicht auf interesse
gestoßen. Minister Wüst machte
geltend, beim ÖPnV sei derzeit
nicht der Preis das Problem, son-
dern mangelnde Kapazität von
strecken und fahrzeugen. ein Pro-
blem liege nach wie vor in der Zu-

sammenarbeit der Verkehrsverbünde und Verkehrs-
unternehmen. 
bürgermeister Christoph Schultz aus der stadt er-
krath berichtete von dem Vorhaben, Mitglied der Mo-
bilitätsgesellschaft düsseldorf zu werden. dies sei an
einem fehlenden ansprechpartner bei der bahn und
ihren zahlreichen tochtergesellschaften gescheitert.
Minister Wüst sprach die Hoffnung aus, dass mit ei-
nem neuen bevollmächtigten der bahn für nrW die-
se Probleme künftig geringer würden. 
ratsmitglied Raphaela Blümer aus der stadt dren-
steinfurt berichtete von den täglichen schwierigkei-
ten bei der nutzung der regional-
bahnen. so fielen häufig Züge aus,
seien verspätet oder wiesen defek-
te türen auf. offensichtlich sei die
nachfrage nach ÖPnV in der regi-
on Münster vorhanden, könne aber
nicht adäquat gedeckt werden.
dem hielt Wüst entgegen, das land
könne schlecht wirtschaftende Ver-
kehrsunternehmen nicht direkt be-
strafen. gleichwohl sei es sinnvoll,
stillgelegte eisenbahnstrecken zu
reaktivieren. dies forderte auch
bürgermeister Josef Heyes aus der
stadt Willich. 
auf die notwendigkeit, das bedürf-
nis nach Mobilität und damit die
Verkehrsströme zu reduzieren, machte beigeordneter
Claus Hamacher vom stgb nrW aufmerksam. Zu-
mindest im geschäftlichen bereich sei dies aufgrund
moderner Home office-Konzepte durchaus möglich.
Mehr telearbeit in der Verwaltung scheitere aber oft
am Widerstand der gewerkschaften sowie an steu-
erlichen Problemen, machte bürgermeister dr. berger
geltend. 
Verkehrsplaner linder warnte davor, die soziale
Komponente der Mobilität und insbesondere die
freizeitmobilität zu unterschätzen. doch besonders
der fahrradverkehr biete in gestalt von e-bikes und
lastenrädern großes entwicklungspotenzial. ob
man fahrradverkehr über separate trassen oder auf
abmarkierten fahrbahnstreifen leite, müsse im ein-

zelfall entschieden werden.
letztlich hätten städte und
gemeinden durch ihre Ver-
kehrsinfrastruktur einen gro-
ßen entscheidungsspielraum,
wie Mobilität zukünftig statt-
finde. (mle)

Verkehrsplaner Franz 
Linder: Mobiltätsverhalten
durch Angebote und 
Anreize steuern

 
 

  
 

An den Podiumsdiskussionen
beteiligten sich auch die
Hauptausschussmitglieder,
hier Ratsmitglied Marcus 
Lamprecht aus der Gemeinde
Grefrath
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